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VORSCHLÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass sich bereits 16 Mio. Jugendliche, die weder in Arbeit noch in 

Ausbildung sind (NEET), bei Jugendgarantie-Programmen eingetragen haben und im 

Rahmen der Beschäftigungsinitiative für junge Menschen mehr als 1,6 Mio. junge 

Menschen in der EU direkte Unterstützung erhalten haben; in der Erwägung, dass der 

Anteil der arbeitslosen jungen Menschen (16,6 % in der EU-28 und 18,7 % im Euro-

Währungsgebiet) nach wie vor zu hoch ist; 

B. in der Erwägung, dass die Jugendarbeitslosigkeit in der EU von 23,7 % im Jahr 2014 

auf unter 17 % im zweiten Quartal 2017 gesunken ist, da es 1,8 Mio. weniger junge 

Arbeitslose und über 1 Mio. weniger Jugendliche gibt, die sich weder in Ausbildung 

noch in Beschäftigung befinden (NEET); 

C. in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten aufgrund der Beschäftigungsinitiative für 

junge Menschen mehr als 132 Arbeitsmarktmaßnahmen für junge Menschen getroffen 

haben; 

D. in der Erwägung, dass bereits 75 % des Gesamtbudgets der Beschäftigungsinitiative für 

junge Menschen gebunden sind und 19 % von den Mitgliedstaaten bereits investiert 

wurden, in Bezug auf die für diese Initiative vorgesehenen Haushaltsmittel also – im 

Rahmen der EU-Struktur- und -Investitionsfonds (ESI-Fonds) – die höchste 

Vollzugsquote erreicht wird; 

E. in der Erwägung, dass zwar Bedenken geäußert wurden, was die Angemessenheit der 

Mittelausstattung der Initiative und den prognostizierten Gesamtbedarf an Investitionen 

betrifft, aus mehreren Berichten über die Umsetzung der Beschäftigungsinitiative für 

junge Menschen jedoch hervorgeht, dass die verfügbaren Ressourcen – mit Fokus auf 

bestimmte Regionen und Begünstigtengruppen – erfolgreich dem regionalen Bedarf 

entsprechend eingesetzt werden; 

1. stellt fest, dass die aus dem EU-Haushalt finanzierten, über die Beschäftigungsinitiative 

für junge Menschen getätigten Investitionen etwas bewirkt und zu mehr 

Arbeitsmarktangeboten für junge Menschen beigetragen haben; ist der Ansicht, dass die 

EU mit der Beschäftigungsinitiative für junge Menschen eindeutig einen zusätzlichen 

Nutzen schafft, da viele Jugendbeschäftigungsprogramme ohne das Engagement der EU 

nie zustande gekommen wären;  

2. stellt fest, dass sich die ursprüngliche Mittelzuweisung für die Beschäftigungsinitiative 

für junge Menschen im mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2014–2020 auf 

6,4 Mrd. EUR belief, von denen 3,2 Mrd. EUR aus einer eigenen Haushaltslinie 

stammten und um einen ebenso hohen Betrag aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 

ergänzt wurden; weist darauf hin, dass aufgrund der Dringlichkeit, die bei der 

Bewältigung der Jugendarbeitslosigkeit geboten ist, beschlossen wurde, den gesamten 

Betrag auf die Jahre 2014-2015 vorzuziehen; 
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3. hebt hervor, dass im Rahmen der Halbzeitüberprüfung des MFR Zusatzmittel für die 

Beschäftigungsinitiative in Höhe von 1,2 Mrd. EUR für den Zeitraum 2017–2020 

politisch unterstützt wurden, die um einen ebenso hohen Betrag aus dem ESF ergänzt 

werden sollen; hebt jedoch hervor, dass die endgültige Mittelzuweisung für das 

Programm im anstehenden jährlichen Haushaltsverfahren festgelegt wird; 

4. begrüßt, dass im Vermittlungsverfahren betreffend den Haushaltsplan 2018 auf Druck 

des Europäischen Parlaments eine Aufstockung der ursprünglich vorgeschlagenen 

besonderen Mittelzuweisung für die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen um 

neue Mittel in Höhe von 116,7 Mio. EUR beschlossen wurde, sodass sich der 

Gesamtbetrag für 2018 nun auf 350 Mio. EUR beläuft; verweist auf die einseitige 

Zusage der Kommission, im Wege eines Berichtigungshaushaltsplans eine weitere 

Aufstockung der Mittel für die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen 

vorzuschlagen, sofern die Aufnahmekapazität der Initiative eine solche Aufstockung 

zulässt; 

5. ist der Ansicht, dass das Gesamtbudget der Beschäftigungsinitiative für junge Menschen 

hinter dem tatsächlichen Bedarf und den Ressourcen zurückbleibt, die notwendig sind, 

wenn die Zielsetzungen des Programms wirklich erreicht werden sollen; weist darauf 

hin, dass im Durchschnitt nur 42 % der Jugendlichen, die sich weder in Ausbildung 

noch in Beschäftigung befinden (NEET), erreicht wurden und ihr Anteil in einer Reihe 

von Mitgliedstaaten unter 20 % liegt; fordert aus diesem Grund, dass die 

Mittelzuweisung für die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen im nächsten MFR 

deutlich aufgestockt wird und die Mitgliedstaaten in ihren nationalen Haushalten Mittel 

für Jugendbeschäftigungsprogramme vorsehen; ist der Auffassung, dass die 

Beschäftigungsinitiative für junge Menschen eine Ergänzung zu den nationalen 

Programmen darstellt, und ist der Ansicht, dass die Initiative durch wachstumsfördernde 

Maßnahmen und konkrete Tätigkeiten in den Mitgliedstaaten ergänzt werden sollte; 

6. ist der Ansicht, dass zur Schaffung eines europäischen Bezugsrahmens für die 

Qualitätssicherung in der beruflichen Aus- und Weiterbildung, der eine hervorragende 

Handhabe gegen Jugendarbeitslosigkeit bietet, gezielt auf die Strukturfonds 

zurückgegriffen werden könnte, um Berufsbildungszentren und andere einschlägige 

Maßnahmen zur Förderung der Lehrlingsausbildung zu finanzieren; vertritt die 

Auffassung, dass sich diese Unterstützung in Abhängigkeit vom Entwicklungsstand der 

Region – mit Blick auf die Schaffung von Infrastruktur für und die Ausstattung von 

Berufsbildungszentren – deutlicher in den Investitionsprioritäten des ESF (Bezahlung 

und Sozialversicherung von Lehrlingen im Zusammenhang mit der geleisteten Arbeit) 

sowie des Fonds für regionale Entwicklung niederschlagen sollte; 

7. fordert die Kommission auf, bei Investitionen, die auf das Beschäftigungsangebot für 

junge Menschen ausgerichtet sind, Synergien zwischen den verfügbaren Quellen zu 

fördern und im Rahmen eines ganzheitlichen Leitfadens einheitliche Regeln 

aufzustellen, um vor Ort größere Wirkung zu erzielen, mehr Synergien sowie einen 

höheren Nutzeffekt zu erreichen und die Abläufe zu vereinfachen; weist darauf hin, dass 

vor allem der Verwaltungsaufwand für die Verwaltungsbehörden reduziert werden 

muss; verweist auf die Bedeutung länderspezifischer Berichte über die Finanzierung der 

Jugendgarantie-Programme, in deren Rahmen auch die Synergien zwischen nationalen 

Haushalten und EU-Haushalt beobachtet werden, sowie auf die Notwendigkeit einer 
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besseren Koordinierung und engeren Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten 

Interessenträgern in diesem Prozess; 

8. fordert die Kommission auf, bei auf das Beschäftigungsangebot für junge Menschen 

ausgerichteten Investitionen die Planung für die Zeit nach 2020 zu verbessern, indem 

sie dem bei der Planung der ESI-Fonds eingesetzten Ansatz folgt, wonach die 

Bereitstellung von Mitteln einer umfassenden vorherigen Planung und Ex-ante-

Konditionalitäten unterliegt, auf die Partnerschaftsvereinbarungen folgen; ist der 

Ansicht, dass mit einem solchen Ansatz die mit EU-Mitteln erzielte Wirkung verstärkt 

werden kann; weist darauf hin, dass die Beschäftigungsinitiative für junge Menschen in 

Mitgliedstaaten mit entsprechenden operationellen Programmen und mit wesentlichen 

Zuwendungen sowohl aus dem nationalen Haushalt als auch aus regionalen Haushalten 

erfolgreich umgesetzt wurde; 

9. ist der Ansicht, dass bei der Bereitstellung von Mitteln zur Beschäftigungsförderung bei 

jungen Menschen ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Finanzinstrumenten und nicht 

erstattungsfähigen Zuwendungen herrschen muss; 

10. fordert die Kommission darüber hinaus auf, den derzeitigen Evaluierungsmechanismus 

dahingehend umzugestalten, dass der Schwerpunkt im Rahmen der Jahres- und 

Abschlussberichte auf einheitlichen Ergebniskriterien und Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

liegt, damit verfolgt werden kann, inwiefern EU-Mittel eine positive Wirkung entfalten; 

fordert, dass Indikatoren, wie der Anteil der an der Beschäftigungsinitiative für junge 

Menschen Beteiligten, die durch von der EU finanzierte Maßnahmen einen Arbeitsplatz 

am ersten Arbeitsmarkt finden, unionsweit zur Anwendung kommen; 

11. hebt jedoch hervor, dass die reformierte Planung und Berichterstattung keine 

Verzögerungen bei der Ausführung des Haushaltsplans und keinen übermäßigen 

Verwaltungsaufwand für Verwaltungsbehörden sowie insbesondere für die 

Endbegünstigen nach sich ziehen sollte; 

12. stellt fest, dass der derzeitige Verwaltungsaufwand die Investitionskapazitäten des EU-

Haushalts beeinträchtigt, was vor allem bei Instrumenten mit im Vergleich zur 

Beschäftigungsinitiative für junge Menschen kürzeren Durchführungszeiten der Fall ist; 

fordert aus diesem Grund rationalisierte Ausschreibungsverfahren, bei denen der 

Schwerpunkt auf einer zügigeren Vorbereitung der Ausschreibungen und kürzeren 

Berufungsverfahren liegt; weist darauf hin, wie positiv sich die Nutzung vereinfachter 

Kostenoptionen bei der Beschäftigungsinitiative für junge Menschen auf die Ausgaben 

ausgewirkt hat; fordert, dass bei Vorhaben im Rahmen der Beschäftigungsinitiative für 

junge Menschen unionsweit vereinfachte Kostenoptionen eingeführt werden, damit sich 

der Verwaltungsaufwand wesentlich reduziert und die Ausführung des Haushaltsplans 

zügiger vonstatten geht. 
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